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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 19* – Änderung der Richtlinie über
die Aufbewahrung, Aussonderung und

Vernichtung (Kassation) von Unter-
lagen kirchlicher Körperschaften,

Einrichtungen, Werke und Stiftungen
(Aufbewahrungs- und
Kassationsrichtlinie).
Vom 26. März 2021.

Auf Grund von Artikel 9 Buchstabe f der Grundord-
nung der Evangelischen Kirche in Deutschland hat der
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland in seiner
Sitzung am 26. März 2021 die folgende Änderung be-
schlossen:

Artikel 1
Die Aufbewahrungs- und Kassationsrichtlinie vom
5. März 2014 (ABl. EKD S. 58) wird wie folgt geän-
dert:
1. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Geltungsbereich

Die Richtlinie für die Aufbewahrung, Aussonderung
und Vernichtung (Kassation) von Unterlagen gilt für
alle kirchlichen Körperschaften, Einrichtungen, Wer-
ke und Stiftungen der EKD, die Unterlagen in Regist-
raturen, Altregistraturen oder Archiven verwalten. Sie
gilt entsprechend für den Bereich des Evangelischen
Werkes für Diakonie und Entwicklung und für sons-
tige selbstständige kirchliche Einrichtungen, Werke,
Stiftungen und Vereine, soweit die zuständigen Orga-
ne die Übernahme beschlossen haben. Sie erstreckt
sich auf analoge und elektronische Unterlagen, unab-
hängig von ihrer Aufzeichnungs- und Speicherungs-
form. Unbeschadet der in dieser Richtlinie aufgestell-
ten Fristen sind gesetzlich festgelegte Aufbewah-
rungsfristen zu beachten.“
2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Unterlagen sind geordnet und in geeigneter Weise
aufzubewahren. Die Ordnung erfolgt nach dem je-
weils geltenden Aktenplan oder in Absprache mit dem
zuständigen Archiv nach archivischen Ordnungs- und
Verzeichnungsgrundsätzen.“
3. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3
Registratur, Altregistratur, Archiv

(1) In der Registratur werden nur Unterlagen aufbe-
wahrt, die der Erfüllung der aktuellen Aufgaben der
Verwaltung dienen und deshalb in ständigem Zugriff
bleiben müssen.
(2) In der Altregistratur werden die Unterlagen aufbe-
wahrt, die nicht mehr laufend benötigt werden, aber
noch befristet aufbewahrt werden müssen.

(3) Im Archiv werden archivwürdige Unterlagen auf-
bewahrt, die von der Verwaltung nicht mehr benötigt
werden und deren Aufbewahrungsfristen abgelaufen
sind. Das Archiv kann auch die Aufgaben von Altre-
gistraturen seines Zuständigkeitsbereichs wahrneh-
men.“
4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„In Zweifelsfällen ist die Entscheidung des zu-
ständigen Archivs einzuholen.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
5. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Kassation

(1) Nicht archivwürdige Unterlagen sollen in regel-
mäßigen Abständen vernichtet (kassiert) werden. Da-
bei verfahren die kirchlichen Körperschaften, Einrich-
tungen, Werke und Stiftungen nach dem für sie gel-
tenden Aufbewahrungs- und Kassationsplan.
(2) Unterlagen aus der Zeit vor 1950 dürfen nicht ohne
die Genehmigung des zuständigen Archivs vernichtet
(kassiert) werden.
(3) In einem Kassationsprotokoll ist festzuhalten, von
wem welche Unterlagen in welchem Umfang und auf
welche Weise vernichtet worden sind.
(4) Die Bestimmungen zur Aussonderung und Kassa-
tion gelten auch für elektronische Unterlagen. Bei die-
sen sind mehrere Versionen, Formate und Speicher-
orte zu berücksichtigen.“
6. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Nicht archivwürdige Unterlagen dürfen
nicht in den Handel gebracht oder veräußert wer-
den.“

b) Dem Absatz 2 werden folgende Absätze ange-
fügt:
„(3) Unterlagen sind bis zum Zeitpunkt der Ver-
nichtung (Kassation) vor dem Zugriff Dritter zu
sichern.
(4) Ist eine Löschung wegen der besonderen Art
der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßig hohem Aufwand möglich, tritt gemäß § 21
Absatz 4 in Verbindung mit § 22 des EKD-Da-
tenschutzgesetzes an die Stelle der Löschung die
Einschränkung der Verarbeitung. Die Anbie-
tungspflicht gemäß den geltenden Archivgeset-
zen bleibt davon unberührt.“

7. Die Anlage zu § 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Anlage zu § 5 Absatz 1

Aufbewahrungs- und Kassationsplan für die bei
kirchlichen Körperschaften, Einrichtungen, Wer-
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ken und Stiftungen seit dem Jahr 1950 erwachse-
nen Unterlagen

Vorbemerkungen:
Der Aufbewahrungs- und Kassationsplan dient dazu,
die in den Registraturen erwachsenen amtlichen Un-
terlagen auf das notwendige Maß zu beschränken und
nicht mehr benötigte Unterlagen frühzeitig auszuson-
dern. Die ausgesonderten Unterlagen sind nach ihrem
Wert auf Dauer zu archivieren oder nach Ablauf von
festgelegten Aufbewahrungsfristen zu vernichten
(Kassation).
Unterlagen sind Akten, Kirchenbücher und andere
Amtsbücher, Urkunden, Handschriften und andere
Schriftstücke, Dateien, amtliche Druckschriften, Plä-
ne, Karten, Plakate, Siegel, Petschafte, Bild-, Film-
und Tondokumente sowie sonstige, auch auf maschi-
nenlesbaren Informations- und Datenträgern gespei-
cherte Dokumente. Unterlagen sind auch die zur Aus-
wertung, Sicherung und Nutzung erforderlichen Hilfs-
mittel und Programme.
Was bedeutet es, wenn nach § 2 auch elektronische
Unterlagen geordnet und in geeigneter Weise aufbe-
wahrt werden? Die Unterlagen werden in einem un-
komprimierten Standardformat in einem dokumen-
tierten Ablagesystem nach dem Akten- und Registra-
turplan geordnet abgespeichert. Die Dateien werden
möglichst in Langzeitspeicherformaten auf einem ei-
genen Server abgelegt.
Die Entscheidung für Aufbewahrung, Kassation oder
Archivierung soll nicht für einzelne Unterlagen ge-
troffen werden, sondern für die als Mappen, Hefter,
Ordner usw. angelegten Akteneinheiten. Das setzt ei-
ne saubere Aktenbildung nach Sachaktenplan voraus.
Die im folgenden Plan genannten Betreffe und Unter-
lagenformen sind nur als Erläuterung zu verstehen.
Keineswegs ist daran gedacht, die Akten Blatt für Blatt
darauf durchzusehen, welche Unterlagen erhalten und
welche kassiert werden sollen. Diese Entscheidung
soll vielmehr für den jeweiligen Aktenband insgesamt
getroffen werden. Enthält ein Aktenband Vorgänge
von sehr unterschiedlichem Erhaltungswert, wird die
Entscheidung nach dem überwiegenden Inhalt getrof-
fen, d.h. nach quantitativer Schätzung.
Ohne die Einwilligung des zuständigen Archivs dür-
fen nur die unter den Buchstaben C-F genannten Un-
terlagen vernichtet werden, sofern sie erst nach 1950
entstanden und die genannten Vorbedingungen erfüllt
sind. Das Kassationsprotokoll gemäß § 6 Absatz 3 ist
dem zuständigen Archiv unverzüglich zu übermitteln.
Alle Unterlagenarten, die im folgenden Plan nicht ge-
nannt sind, müssen, selbst wenn ihnen kein Erhal-
tungswert zuzukommen scheint, vorerst aufbewahrt
werden; denn die fachliche Entscheidung über deren
Archivierung oder Kassation trifft das zuständige Ar-
chiv. Ebenso sollte in Zweifelsfällen und bei begrün-
deten Ausnahmen nicht ohne Zustimmung des zustän-
digen Archivs kassiert werden.

Neben den eigentlichen Unterlagen in den Registratu-
ren werden zuweilen auch historische Nachrichten
über die eigene kirchliche Körperschaft gesammelt.
Dieses Sammlungsgut (z.B. Zeitungsausschnitte, Ab-
schriften von historischen Quellen oder historische
Darstellungen, aber auch Bild-, Film- und Tondoku-
mente von kirchlichen Ereignissen oder von Gebäu-
den, Kunstwerken und Denkmälern) darf ebenfalls
nicht ohne Zustimmung des zuständigen Archivs kas-
siert werden.
Die in der Anlage unter den Buchstaben B-E genann-
ten Fristen beginnen jeweils mit dem Schließen der
Akten bzw. der Beendigung des Vorgangs zu laufen.
Der Geltungsbereich dieses Aufbewahrungs- und
Kassationsplans ist durch Verordnungen der Landes-
kirchen zu regeln. Der Aufbewahrungs- und Kassati-
onsplan bezieht sich immer auf die Unterlagen der ei-
genen Einrichtung. Ausschlaggebend für die Entschei-
dung über die dauernde Aufbewahrung ist die Doku-
mentation der eigenen Arbeit der jeweiligen Körper-
schaft. Andere kirchliche Dienststellen und Einrich-
tungen können den Aufbewahrungs- und Kassations-
plan in Absprache mit dem für sie zuständigen Archiv
entsprechend anwenden.
Akten und Aktengruppen, die dauernd aufzubewahren
sind, werden entsprechend der Reihenfolge des Akten-
bzw. Registraturplans aufgeführt.

A. Dauernd aufzubewahren sind:
0. Verfassung
0.1. Unterlagen über Gründung, Organisation, Be-

kenntnisstand, Patronat der kirchlichen Kör-
perschaft

0.2. Satzungen
0.3. Unterlagen zu Wahlen der kirchlichen Kör-

perschaften, ihren Organen und Ausschüssen
(nur Wahlvorschläge, Wahlprotokoll mit
Wahlergebnis und Unterlagen über Verände-
rungen während der Wahlperiode; Unterlagen
zur Durchführung der Wahlen siehe E. 0.1.)

0.4. Niederschriften und Verhandlungen der
kirchlichen Körperschaften, ihrer Organe und
Ausschüsse, Protokollbücher

0.5. Visitationsunterlagen
0.6. Unterlagen der kirchlichen Verwaltungsge-

richtsbarkeit, Prozessakten
1. Andere Kirchen und Religionsgemein-

schaften
1.1. Unterlagen über Beziehungen zu oder Ausei-

nandersetzungen mit anderen Konfessionen,
Religionsgemeinschaften und Weltanschau-
ungen, soweit die Vorgänge die eigene Kör-
perschaft berühren

1.2. Unterlagen zur kirchlichen Entwicklungshilfe
und zu Spendenaktionen, soweit die Vorgänge
die eigene Körperschaft berühren (Sammlun-
gen siehe E. 9.2.)
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2. Kirche in Staat und Gesellschaft, Diakonie,
Beratungsarbeit

2.1. Unterlagen über Beziehungen zu staatlichen,
kommunalen und parteipolitischen Stellen,
Organisationen und Einrichtungen (nur tat-
sächlich praktizierte Beziehungen und beson-
dere Vereinbarungen)

2.2. Unterlagen über die eigene gesellschaftspoli-
tische Arbeit (u.a. Friedensarbeit, Menschen-
rechtsfragen, Asyl- und Ausländerpolitik)

2.3. Unterlagen über Vorgänge zu Wirtschaftsan-
gelegenheiten, Landwirtschaft und Umwelt-
schutz, soweit die Vorgänge die eigene Kör-
perschaft betreffen

2.4. Unterlagen zum konziliaren Prozess, soweit
die Vorgänge die eigene Körperschaft betref-
fen

2.5. Unterlagen zu Kirchentagen, soweit die Vor-
gänge die eigene Körperschaft betreffen

2.6. Unterlagen zur diakonischen Arbeit und Für-
sorgetätigkeit im eigenen Amts- und Aufga-
benbereich

2.7. Unterlagen zu diakonischen Einrichtungen
(z.B. Diakoniestationen, Heime), soweit sie
sich in eigener Trägerschaft befinden

2.8. Unterlagen über Veranstaltungen der kirchli-
chen Körperschaft und besondere Ereignisse

2.9. Unterlagen über die Arbeit der Gemeindekrei-
se (Zielsetzung, Veranstaltungen, Arbeitsbe-
richte)

2.10. Unterlagen der eigenen Beratungsstellen (Or-
ganisation, Jahresberichte, Statistik, ge-
schützte Unterlagen)

2.11. Unterlagen über die eigene Jugendarbeit und
Jugendverbände

2.12. Unterlagen über eigene Kindertagesstätten
und Einrichtungen der Jugendarbeit (Einrich-
tung und Bau, Verträge, Organisation, Kon-
zeption, Heimaufsicht)

2.13. Unterlagen über die eigene Frauen-, Männer-,
Familien- und Seniorenarbeit

2.14. Unterlagen über missionarische Dienste, so-
weit die Vorgänge die eigene Körperschaft
betreffen

2.15. Unterlagen über kirchliche Vereine und Ver-
bände, soweit sie den eigenen Aufgabenbe-
reich betreffen

3. Kirchliche Mitarbeitende
3.1. Unterlagen über Errichtung und Besetzung

von Pfarrstellen und Stellen für Mitarbeitende
3.2. Stellenpläne
3.3. Akten und Protokolle über Amtsübergaben
3.4. Personalakten von Personen in leitenden Stel-

lungen oder mit wichtigen Funktionen
3.5. Disziplinarakten, sofern die Vorkommnisse

von erheblicher Bedeutung für die berufliche

Laufbahn des oder der Betroffenen sind oder
das Leben der eigenen Körperschaft beein-
flusst haben

3.6. Unterlagen über Prüfungen
3.7. Unterlagen zur Wahl der Mitarbeitervertre-

tung, Rechenschaftsberichte, Zusammenar-
beit mit der Mitarbeitervertretung

4. Theologie, Gottesdienste, Amtshandlun-
gen, Kirchenmusik

4.1. Unterlagen über regelmäßige und besondere
Gottesdienste, Beichte, Abendmahlsfeiern,
Amtshandlungen

4.2. Kirchenbücher
4.3. Abkündigungen
4.4. Unterlagen über Inhalt und Gestaltung des Re-

ligions- und Konfirmandenunterrichts (nur
Vorgänge aus der eigenen Arbeit)

4.5. Unterlagen zu Konfirmationen und Konfir-
mationsjubiläen

4.6. Unterlagen über die Pflege der Kirchenmusik,
kirchenmusikalische Veranstaltungen

4.7. Unterlagen über die Einhaltung oder Verlet-
zung des Sonn- und Feiertagsschutzes

4.8. Unterlagen über kirchenmusikalische Prüfun-
gen

4.9. Unterlagen über Seelsorge an verschiedenen
Personengruppen und in verschiedenen Berei-
chen, soweit das Beicht- und Seelsorgege-
heimnis die Aufbewahrung nicht ausschließt

5. Schule, Bildung, Wissenschaft und Kultur
5.1. Unterlagen über Beziehungen zur Schule (nur

Vorgänge, die die eigene Körperschaft berüh-
ren)

5.2. Unterlagen über Schulen in eigener Träger-
schaft (Organisation, Statistik, Jahresberichte,
Schulveranstaltungen, Zweitschriften der Ab-
gangs- und Abschlusszeugnisse)

5.3. Unterlagen zu Maßnahmen der Erwachsenen-
bildung (nur Vorgänge aus der eigenen Ar-
beit)

5.4. Unterlagen zur Bibliotheksarbeit (nur Vor-
gänge aus der eigenen Arbeit)

5.5. Unterlagen zur Öffentlichkeitsarbeit (nur
Vorgänge aus der eigenen Arbeit), Pressebe-
richte (soweit nicht in Sachakte)

5.6. Gemeindebriefe
5.7. Unterlagen über kulturelle Aktivitäten der ei-

genen Körperschaft
5.8. Unterlagen über die eigene Kirchengeschich-

te, Jubiläen, Veröffentlichungen, Chronik
5.9. Unterlagen über Brauchtum im lokalen und

regionalen Bereich
6. Verwaltung
6.1. Geschäftsordnungen, Dienstanweisungen
6.2. Geschäftsverteilungspläne
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6.3. Unterlagen zur Organisation von Datenverar-
beitung und Datenschutz (nur Vorgänge aus
der eigenen Arbeit)

6.4. Aktenpläne
6.5. Unterlagen zum Archiv, Findbuch, Kassati-

onsprotokolle
6.6. Unterlagen zur Kirchenmitgliedschaft, Ver-

zeichnisse der Kirchenaus- und -übertritte
6.7. Prozesse vor den ordentlichen Gerichten, die

dauernde Rechtsverhältnisse oder historische
Belange berühren bzw. Einfluss auf die eigene
Körperschaft haben

6.8. Statistische Berichte aus dem eigenen Amts-
und Aufgabenbereich

7. Grundstücke, Friedhof
7.1. Kirchengrundbuch (früher: Lagerbuch)
7.2. Unterlagen über Erwerb, Veränderungen und

Verkauf von Grundvermögen
7.3. Unterlagen über dauernde Berechtigungen

und eigene Verpflichtungen (Steuer- und Ge-
bührenfreiheit, Abgaben, Erbbaurechte,
Dienstbarkeiten etc.)

7.4. Unterlagen über Anlage, Widmung und Ent-
widmung von Friedhöfen

7.5. Unterlagen über den Erlass von Friedhofssat-
zungen

7.6. Unterlagen über die auf dem Friedhof bestat-
teten Personen

7.7. Unterlagen über die auf dem Friedhof beige-
setzten Urnen

7.8. Grundsätzliche Akten der Friedhofsverwal-
tung

7.9. Anlage-, Übersichts- und Belegungspläne
7.10. Unterlagen über den Erhalt besonderer Grab-

denkmäler und Erbbegräbnisse sowie Kriegs-
gräber

8. Gebäude, Kunst- und Denkmalpflege
8.1. Unterlagen über Errichtung und bauliche Un-

terhaltung kirchlicher Gebäude (Bauplanung,
Finanzierung, Zeichnungen, Bauberichte,
ausgeführte Angebote, Abschlussrechnungen,
Inventar, Versicherung, Grundsteinlegung
und Einweihung etc.)

8.2. Unterlagen über Nutzung kirchlicher Gebäu-
de (ohne Vermietung)

8.3. Unterlagen über Ausstattungsgegenstände der
Kirche (Taufe, Kanzel, Altar, Orgel, Uhr, Be-
stuhlung, Kunstwerke, Denkmäler etc.)

8.4. Unterlagen über Bestand und Erhaltung der
vasa sacra, des Kunst- und Kulturgutes

9. Finanz-, Steuer- und Vermögensverwal-
tung

9.1. Haushaltspläne, außerordentliche Haushalts-
pläne (Kostendeckungspläne)

9.2. Rechnungsbelege zu außerordentlichen Haus-
haltsplänen („Dauerbelege“)

9.3. Unterlagen über Rechnungsführung, Rech-
nungslegung und Prüfung der Rechnungen

9.4. Vermögensnachweise, Bilanzen
9.5. Unterlagen über Errichtung und Verwaltung

von Stiftungen, Stiftungsvermögen
9.6. Unterlagen über Sondervermögen, Schenkun-

gen und Legate
9.7. Summarische Übersichten über Kollekten-

und Kirchgeldaufkommen
9.8. Unterlagen über die Berechtigung und Ver-

pflichtung Dritter zu besonderen Leistungen
(Baulast, Deputate etc.), Ablösungen

B. 30 Jahre aufzubewahren sind:
2. Kirche in Staat und Gesellschaft, Diakonie,

Beratungsarbeit
2.1. Pflege- bzw. Krankenhausdokumentation (bei

verstorbenen Erwachsenen 10 Jahre, bei ver-
storbenen Minderjährigen 20 Jahre)

3. Kirchliche Mitarbeitende
3.1. Personalakten über Versorgungsleistungen,

sofern ein Wiederaufleben der Ansprüche
möglich ist (von der letzten Versorgungsleis-
tung an)

7. Grundstücke, Friedhof
7.1. Unterlagen zur Genehmigung von Grabstei-

nen und Grabdenkmälern (2 Jahre nach Ab-
lauf des Nutzungsrechts)

9. Finanz-, Steuer- und Vermögensverwal-
tung

9.1. Unterlagen über Hypotheken und Darlehen
nach Abtragung der Schuld und Löschung im
Grundbuch

9.2. Unterlagen über Versicherungen und über die
Abwicklung einzelner Versicherungsfälle
(nur Haftpflicht- und Unfallschäden nach Be-
endigung des Versicherungsverhältnisses)

9.3. Prozessakten, sofern keine dauernden Rechts-
verhältnisse oder historischen Belange be-
rührt sind

C. 10 Jahre aufzubewahren sind:
3. Kirchliche Mitarbeitende
3.1. Personalakten über Versorgungsleistungen,

sofern ein Wiederaufleben der Ansprüche ent-
fällt (von der letzten Versorgungsleistung an)

3.2. Unterlagen über Reisekostenabrechnungen
und Erstattungen

6. Verwaltung
6.1. Unterlagen über EDV-Programmierung
7. bzw. 8. Grundstücke bzw. Gebäude
7.1. Unterlagen über Pacht- und Mietverhältnisse

(nach Beendigung der Mietverhältnisse)
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9. Finanz-, Steuer- und Vermögensverwal-
tung

9.1. Unterlagen über die Aufstellung der Haus-
haltspläne, Jahresrechnungen

9.2. Verwendungsnachweise für öffentliche Zu-
schüsse, soweit keine anderen Fristen vorge-
schrieben sind

9.3. Unterlagen über Erhebung von Kirchgeld und
Kirchensteuern (nach Abschluss der Einzel-
fälle)

9.4. Unterlagen im Zusammenhang von Kirchen-
steuerkappungen (bei der Kirchensteuerstelle)

9.5. Unterlagen über Versicherungsfälle, soweit
sie Sachschäden betreffen (nach Abschluss
der Regulierung)

9.6. Belege - soweit keine Dauerbelege -, sonstige
Bücher zur Rechnungsführung, Nachweise
der nicht abgewickelten Verwahrgelder und
Vorschüsse (nach Entlastung)

D. 5 Jahre aufzubewahren sind:
3. Kirchliche Mitarbeitende
3.1. Personalakten kirchlicher Mitarbeitender, die

überwiegend nur mit Sachbearbeiterfunktio-
nen, unselbstständigen und Hilfsfunktionen
betraut waren (vom Todesjahr an bzw. nach
Fortfall von Versorgungsansprüchen)

3.2. Personalbeiakten über Beihilfen, Unterstüt-
zungen, Urlaub, Dienstbefreiung, Vertretun-
gen, Krank- und Gesundmeldungen

3.3. Werkverträge

E. 2 Jahre aufzubewahren sind:
0. Verfassung
0.1. Unterlagen über die Durchführung der Wah-

len zu kirchlichen Körperschaften (siehe auch
A. 0.3.)

2. Kirche in Staat und Gesellschaft, Diakonie
und Beratungsarbeit

2.1. Rundschreiben kirchlicher Werke, Einrich-
tungen und Vereine

2.2. An- und Abmeldungen zur Kindertagesstätte
und zum kirchlichen Unterricht (nach Verlas-
sen bzw. Abschluss), zu Gemeindekreisen und
Vereinen

3. Kirchliche Mitarbeitende
3.1. Urlaubslisten, Arbeitszeitlisten
4. Theologie, Gottesdienste, Amtshandlun-

gen, Kirchenmusik
4.1. Anlagen zu den Kirchenbüchern (nach Be-

scheinigung der Vollzähligkeit der Kirchen-
bucheintragungen durch den Kirchenbuch-
führer bzw. die Kirchenbuchführerin)

9. Finanz-, Steuer- und Vermögensverwal-
tung

9.1. Kontoauszüge (nach abschließender Entlas-
tung)

9.2. Unterlagen über Haus- und Straßensammlun-
gen

F. Sofort auszusondern oder höchstens 1 Jahr
aufzubewahren sind:
Umzugsmeldungen von Gemeindegliedern
(nach Eintragung)
Unterlagen über Ausstellung pfarramtlicher
Zeugnisse
Unterlagen über kurzfristige Vertretungen
Unterlagen über Bewerbungen nichtberück-
sichtigter Personen
Überweisungen zum Konfirmanden- und Re-
ligionsunterricht
Handzettel und Anschläge für regelmäßige
Gottesdienste und übliche Veranstaltungen
Kollektenabkündigungen
Einladungen zu Veranstaltungen, an denen die
Gemeinde (usw.) nicht selbst beteiligt ist
Rundschreiben der kirchlichen Verwaltung
von zeitlich begrenzter Bedeutung (nach
Kenntnisnahme bzw. Erledigung)
Unberücksichtigte Angebote und Prospekte

Anmerkung:
Die angegebenen Fristen dienen der Orientierung
und können nach Beschluss der zuständigen Stelle
variabel gestaltet werden. § 1 Satz 4 der Richtlinie
ist zu beachten.

Muster eines Kassationsprotokolls
Am ............... wurden die nachfolgend aufgeführten
Unterlagen der/des ............... (Kirchengemeinde usw.)
aus der Registratur/Altregistratur ausgesondert und
unter Berücksichtigung der im Aufbewahrungs- und
Kassationsplan genannten Fristen und Vorbedingun-
gen vernichtet.
Die Vernichtung erfolgte durch die Firma ...............,
die sich in einem schriftlichen Vertrag zur unverzüg-
lichen Vernichtung verpflichtet hat.
Kassierte Unterlagen:

Signatur
bzw.
Nummer

Akten-
zeichen

Aktentitel/
Beschreibung
des Inhalts

Band-
num-
mer

Lauf-
zeit

Ort, Datum Unterschrift

Artikel 2
Die Änderung tritt am 1. Juni 2021 in Kraft
H a n n o v e r, den 26. März 2021

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident
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Nr. 20* – Bekanntmachung der
Neufassung der Geschäftsordnung der

Kaiserin Auguste Victoria-Stiftung.
Vom 15. Mai 2021.

Aufgrund der Genehmigung des Rates der EKD vom
4. Dezember 2020 hat das Kuratorium der Kaiserin
Auguste Victoria-Stiftung gemäß der Satzung vom
24. September 2016 (ABl. EKD S. 278, berichtigt am
5. Juli 2017 ABl. EKD S. 199) in seiner Sitzung am
7. Dezember 2020 die Geschäftsordnung beschlossen,
deren Wortlaut nachstehend in der Neufassung be-
kannt gemacht wird.
H a n n o v e r, den 15. Mai 2021

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Geschäftsordnung
der Kaiserin Auguste Victoria-Stiftung

§ 1
Allgemeines

(1)  Die Mitglieder des Kuratoriums üben ihre Tätig-
keit nach Maßgabe der Gesetze, der jeweils gültigen
Satzung und dieser Geschäftsordnung aus.
(2)  Die Mitglieder des Kuratoriums arbeiten bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben vertrauensvoll zum
Wohle der Stiftung zusammen. Hinsichtlich ihrer Auf-
gaben und Zuständigkeiten im Kuratorium haben die
Mitglieder die gleichen Rechte und Pflichten.
(3)  Die Mitglieder des Kuratoriums haben - auch nach
dem Ausscheiden aus dem Amt - über vertrauliche
Angaben und Geheimnisse der Stiftung, namentlich
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch
ihre Tätigkeit im Kuratorium bekannt werden, Still-
schweigen zu bewahren. Die Verpflichtung, Still-
schweigen zu bewahren gilt auch gegenüber anderen
öffentlich-rechtlichen Körperschaften.
(4)  Jedes Mitglied des Kuratoriums ist dem Stiftungs-
zweck verpflichtet. Es darf bei seinen Entscheidungen
weder persönliche Interessen verfolgen noch Ge-
schäftschancen für sich nutzen, die der Stiftung zuste-
hen. Jedes Mitglied des Kuratoriums hat Interessen-
konflikte, insbesondere solche, die auf Grund einer
Beratung oder Organfunktion bei anderen Institutio-
nen entstehen können, dem Vorsitzenden des Kurato-
riums offen zu legen.
(5)  Das Kuratorium kann einzelne Angelegenheiten
dem Vorsitzenden oder einzelnen Mitgliedern zur
selbständigen Erledigung übertragen.

§ 2
Vorsitzender und Stellvertreter

(1)  Der Vorsitzende bzw. der ständige Vertreter (Vor-
sitzender) leitet die Sitzungen des Kuratoriums und

stellt die Tagesordnung auf. Bei dessen Verhinderung
wird die Sitzung von seinem Stellvertreter geleitet.
(2)  Der Vorsitzende regelt die Verteilung der Ge-
schäfte und nimmt die internen und externen Kom-
munikationsbeziehungen wahr.
(3)  Informationen, Stellungsnahmen oder Erklärun-
gen des Kuratoriums werden im Namen des Kurato-
riums von dem Vorsitzenden bzw. bei dessen Verhin-
derung von seinem Stellvertreter, abgegeben. Erklä-
rungen für das Kuratorium nimmt der Vorsitzende
entgegen.
(4)  Will ein Mitglied des Kuratoriums Informationen
an Dritte weitergeben, so ist es verpflichtet, den Vor-
sitzenden des Kuratoriums vorher zu unterrichten und
ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, es sei
denn, es handelt sich um Informationen, die nicht nach
§ 1 Absatz 4 der Vertraulichkeit oder Geheimhaltung
bedürfen.
(5)  Der Vorsitzende ist berechtigt, Verfügungen (z.B.
Ausgaben, Erwerb von Wirtschaftsgütern, Darlehen
oder Kredite, sonstige Verpflichtungen) bis zu einer
Höhe von EUR 5.000,00 alleine anzuweisen nach Si-
cherstellung, dass keine Unterdeckung auf den Konten
entsteht. Dazu bedarf es der Schriftform (z.B. Fax, E-
Mail).
(6)  Der Vorsitzende ist dafür verantwortlich, dass alle
relevanten Vorgänge der Stiftungsaufsichtsbehörde
nach § 12 der Satzung zur Information/Zustimmung
vorgelegt werden.
(7)  Der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des
Kuratoriums die zur Durchführung der Beschlüsse des
Kuratoriums erforderlichen Willenserklärungen abzu-
geben.
(8)  In der Leitungsverantwortung wird der Vorsitzen-
de durch die Geschäftsführung umfassend unterstützt
(Aufgabenbeschreibung s. Anlage).

§ 3
Gremien, Ausschüsse

(1)  Gemäß § 5 der Satzung kann das Kuratorium Aus-
schüsse bestellen und Mitglieder des Kuratoriums in
Gremien oder Ausschüsse entsenden. die ihr Mandat
nicht persönlich, sondern als Mitglieder des Kuratori-
ums wahrnehmen.
(2)  Wird ein Ausschuss bestellt, müssen die Mitglie-
der benannt, die Zielsetzung und Aufgabenstellung,
die Kompetenzen, Informationsrechte und -pflichten
des Ausschusses und ggf. dessen zeitliche Befristung
mit der Entscheidung bestimmt oder festgelegt wer-
den.
(3)  Werden Mitglieder des Kuratoriums in andere
Gremien, Komitees oder Ausschüsse delegiert, so
nehmen diese ihr Mandat nicht persönlich, sondern als
Kuratoriums-Mitglieder wahr. Hieraus leitet sich die
Pflicht direkter Information und Abstimmung mit dem
Vorsitzenden des Kuratoriums zu wesentlichen Vor-
gängen ab, der entscheidet, ob bzw. zu welchem Zeit-
punkt alle Mitglieder des Kuratoriums entsprechende
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Informationen erhalten oder Entscheidungen treffen
müssen.
(4)  Werden Mitglieder des Kuratoriums delegiert, die
ggf. auch als Vertreter anderer Institutionen benannt
sind und deren Interessen wahrnehmen, so muss vor
der Nominierung geklärt sein, welches Mandat wahr-
genommen wird, um evtl. spätere Interessenkonflikte
zu vermeiden.
(5)  Die Mitwirkung bei Beschlüssen in den Gremien,
Komitees oder Ausschüssen steht immer unter dem
Gremiumsvorbehalt der Zustimmung des Kuratori-
ums, soweit Angelegenheiten oder spätere Entschei-
dungen der Stiftung betroffen sein könnten.

§ 4
Sitzungen

(1)  Das Kuratorium wird einberufen, wenn es im In-
teresse der Stiftung erforderlich erscheint, mindestens
jedoch einmal im Kalenderjahr. Das Kuratorium ist
außerdem einzuberufen, wenn dies mindestens drei
seiner Mitglieder unter Angabe des Zwecks und der
Gründe beantragen. Wird dem Verlangen nicht inner-
halb von vier Wochen entsprochen, können die ver-
langenden Mitglieder selbst eine Sitzung des Kurato-
riums einberufen. Der Anwesenheit steht einer Zu-
schaltung aller oder einzelner Mitglieder des Kurato-
riums durch Telefon oder Video gleich, sofern sie je-
weils ihre Identität nachweisen und ausdrücklich die
Wahrung der Verschwiegenheit zusichern.
(2)  Für die planmäßigen Sitzungen des Kuratoriums
im folgenden Jahr sollen möglichst in der Jahressit-
zung der beiden Stiftungen und des Verwaltungsrates
des DEI die Termine für die nächsten zwei Sitzungen
abgestimmt werden.
(3)  Die Sitzungen des Kuratoriums werden durch den
Vorsitzenden mit einer Frist von mindestens zwei Wo-
chen schriftlich (i. e. Post, Fax oder E-Mail) einberu-
fen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die
Frist abkürzen und mündlich oder fernmündlich ein-
berufen.
(4)  Mit der Einladung sind die Gegenstände der - vor-
läufigen - Tagesordnung, Tagungsort und Tagungszeit
mitzuteilen. Beschluss- und andere Vorlagen sind in
der Regel spätestens zwei Wochen vor dem Tagungs-
termin zuzuleiten. Die Tagesordnung ist zu ergänzen,
wenn ein Kuratoriumsmitglied dies unter Angabe des
Zwecks und der Gründe verlangt und die Ergänzung
drei Wochen vor dem Tagungstermin mitgeteilt hat.
Über die endgültige Tagesordnung wird in der Sitzung
entschieden.
(5)  Der Vorsitzende bestellt den Protokollführung, die
in der Regel durch die Geschäftsführung der Stiftung
wahrgenommen wird. Er entscheidet über die Zuzie-
hung von Sachverständigen und Auskunftspersonen
zur Beratung über einzelne Gegenstände der Tages-
ordnung, wenn die Mitglieder des Kuratoriums nichts
anderes beschließen.

(6)  Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der
die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt wer-
den, sowie die Reihenfolge der Abstimmungen.
(7)  Einmal jährlich sind folgende Tagesordnungs-
punkte pflichtgemäß unter anderen zu behandeln:
a) Bericht über die Partnerschaften auf dem Ölberg

(EKD, LWB, ELCJHL u.a.)
b) Bericht über die baulichen Angelegenheiten auf

dem Ölberg (Mt. Scopus)
c) Bericht über die grundstücksrelevanten Entwick-

lungen auf dem Ölberg
d) Feststellung der Jahresrechnung einschl. Vermö-

gensentwicklung der Stiftung
e) Beschluss des Haushaltsplanes
f) Entlastung der Geschäftsführung

§ 5
Beschlussfassung

(1)  Jedes Mitglied des Kuratoriums hat eine Stimme.
(2)  Beschlüsse des Kuratoriums bedürfen der einfa-
chen Mehrheit der anwesenden Mitglieder Bei Stim-
mengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.
(3)  Zu Gegenständen der Tagesordnung, die nicht
rechtzeitig mitgeteilt worden sind, kann nur beschlos-
sen werden, wenn kein Mitglied dem Verfahren wi-
derspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem sol-
chen Fall innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimm-
ten angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, der Be-
schlussfassung zu widersprechen; der Beschluss wird
erst wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied inner-
halb der Frist widersprochen hat.
(4)  Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn
- sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen

wurden und
- mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind.
(5)  Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassun-
gen in Fällen besonderer Dringlichkeit zulässig. Die
Mitglieder des Kuratoriums können durch den Vor-
sitzenden aufgefordert werden, über eine Beschluss-
vorlage mit entsprechender Fristsetzung schriftlich
abzustimmen. Das schriftliche Abstimmungsverfah-
ren erfolgt dergestalt, dass alle Mitglieder des Kura-
toriums zusätzlich auch dem Abstimmungsverfahren
innerhalb von drei Wochen nach entsprechender Auf-
forderung zugestimmt haben müssen.
(6)  Das Kuratorium beschließt
a) Satzungsänderung und Auflösung der Stiftung

gemäß § 11 der Satzung,
b) Erwerb, Veräußerung oder dingliche Belastung

von Grundeigentum,
c) Veränderungen am Status des an den LWB über-

tragenen Treuhandvermögens,
d) Aufnahme von Darlehen/ Krediten oder von

sonstigen Verpflichtungen über EUR 5.000,00
oder einer Laufzeit von über 12 Monaten,
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e) Feststellung der Jahresabschlusses,
f) Beschluss des Haushaltsplans,
g) Verträge über Dienstleistungen, Nutzung von

Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen,
h) Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder

ähnlichen Haftungen,
i) Erwerb und Veräußerung von Wirtschaftsgütern

des beweglichen Anlagevermögens sowie Bau-
maßnahmen mit einem Wert über EUR 5.000,00.

§ 6
Niederschriften über Sitzungen und Beschlüsse

(1)  Über die Sitzungen des Kuratoriums ist eine Nie-
derschrift mit fortlaufender Nummerierung anzuferti-
gen, die der Vorsitzende und der Protokollführer zu
unterzeichnen haben. In der Niederschrift sind der Ort
und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegen-
stände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der
Verhandlungen und die Beschlüsse und das jeweilige
Abstimmungsergebnis des Kuratoriums anzugeben.
Die Niederschrift ist jedem Mitglied des Kuratoriums
innerhalb von sechs Wochen nach der Sitzung in Ko-
pie zu übersenden. Das Ergebnis eines schriftlichen
Abstimmungsverfahrens (Verfahren, ggf. Beschlüsse)
ist schriftlich festzuhalten, jedem Mitglied des Kura-
toriums innerhalb von vier Wochen nach der Ergeb-
nisfeststellung in Kopie zuzusenden und der Nieder-
schrift der nächsten, planmäßigen Sitzung des Kura-
toriums als Anlage beizufügen.
(2)  Die Niederschrift nach Absatz 1 bzw. 2 gilt als
genehmigt, wenn kein Mitglied des Kuratoriums, das
an der Beschlussfassung teilgenommen hat, innerhalb
eines Monats seit Absendung schriftlich beim Vorsit-
zenden widersprochen und/oder Ergänzungs-/ Ände-
rungserfordernis geltend gemacht hat. Im Fall von Än-
derungsbedarf an der Niederschrift wird dieser in der
nächstfolgenden Sitzung des Kuratoriums abschlie-
ßend behandelt.
(3)  Die vom Kuratorium gefassten Beschlüsse können
in der Sitzung im Wortlaut protokolliert und sogleich
vom Vorsitzenden und dem Protokollführer als Teil
der Niederschrift unterzeichnet werden. Soweit Be-
schlüsse in der Sitzung in dieser Form gesondert pro-
tokolliert werden, ist ein Widerspruch nur in der Sit-
zung möglich.
(4)  Diese Geschäftsordnung tritt mit der Zustimmung
durch Beschluss der Mitglieder des Kuratoriums in
Kraft.1

1 Beschluss der Kuratoriums-Mitglieder vom 7. Dezember 2020.

Anlage
(Aufgabenbeschreibung der Geschäftsführung)

Die Geschäftsführung der Stiftung obliegt gemäß § 5
Absatz 3 dem Kirchenamt der EKD, das damit auch
die allgemeine Aufsicht der mit den Aufgaben der Ge-
schäftsführung betrauten Mitarbeiter wahrnimmt. Mit
dem Kirchenamt ist vereinbart, dass zu der Entlastung
des Vorsitzenden die ausreichende Kapazität an Be-
amten und Angestellten zur Verfügung gestellt wird.

Die nachfolgenden Aufgaben werden durch die Ge-
schäftsführung wahrgenommen. Darüber hinaus kön-
nen sich weitere Aufgaben und Funktionen von Fall-
zu-Fall oder aus dem operativen Geschehen ergeben.
Soweit für die Aufgaben, Funktionen und Kompeten-
zen der Geschäftsführung der Stiftung keine besonde-
re, abgestimmte Stellenbeschreibung des Kirchenam-
tes vorliegt, gelten neben den sonstigen, mit der Funk-
tion des Geschäftsführers verbundenen Regelungen
und Befugnissen des Kirchenamtes zusätzlich die
nachfolgenden Zuständigkeiten:
Allgemeine Aufgaben
1. Im Rahmen der Geschäftsführung werden die zen-

tralen Sekretariatsfunktionen (u.a. Sitzungsvorbe-
reitung /-durchführung, Protokollführung, Schrift-
verkehr, Dokumentation und Archiv, Offene Punk-
te- und Zeitmanagement einschl. Wiedervorlagen)
und Service-Aufgaben für den Vorsitzenden aus-
geführt.

2. In Abstimmung und im Zusammenwirken mit dem
Vorsitzenden unterstützt die Geschäftsführung die
Kommunikationsbeziehungen und Öffentlich-
keitsarbeit unter Berücksichtigung von § 2 Absatz
2 zwischen dem Vorsitzenden des Kuratoriums ei-
nerseits und u.a.
a) den Mitgliedern des Kuratoriums,
b) Mitarbeitern der evangelischen Einrichtun-

gen im Heiligen Land,
c) dem Rat der EKD und evtl. für die Stiftung

relevanten Gruppen oder Ausschüssen der
EKD,

d) den Vertrags- und Kooperationspartnern der
Stiftung im Inland und Ausland

e) den politischen, kirchlichen und kommunalen
Einrichtungen und Behörden im Heiligen
Land,

f) und den nationalen und internationalen Me-
dien anderseits.

Sitzungen und Beschlüsse des Kuratoriums
1. Sicherstellung des rechtzeitigen Eingangs und Prü-

fung der in den Kuratoriumssitzungen zu behan-
delnden Berichte, Unterlagen oder Anträge auf
Vollständigkeit, Erfüllung ggf. bestehender Vor-
gaben.

2. Vorbereitung der Kuratoriumssitzungen durch
Aufstellung der Tagesordnung, der Beifügung ent-
sprechender Berichte bzw. Informationen und For-
mulierung von Beschlussempfehlungen nach Ab-
stimmung mit dem Vorsitzenden.

3. Durchführung des schriftlichen Abstimmungsver-
fahrens mit entsprechender Berichterstattung über
das erreichte Beschluss-Ergebnis.

4. Umsetzung (Durchführung, Weiterleitung) der Be-
schlüsse bzw. Verfolgung offener Punkte bzw. ver-
einbarter Aktivitäten im Hinblick auf nächste Sit-
zungen des Kuratoriums
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Personalorganisation
1. Im Rahmen der Trägerschaft des Kuratoriums Vor-

bereitung und Durchführung der personalrelevan-
ten Entscheidungen und Maßnahmen zur rechtzei-
tigen Ausschreibung, Besetzung freigewordener
Stellen Entsandter, zur evtl. Verlängerung oder
Beendigung in Absprache mit den entsendenden
Landeskirchen oder Institutionen.

2. Unterstützung der fachlichen Funktionen des Vor-
sitzenden des Kuratoriums und koordinierende
Steuerung der damit verbundenen administrativen
Aufgaben (z.B. Entgelt-, Steuer- und Versiche-
rungsfragen, Weiterbildung, Dienstreisen, Urlaub,
Mitarbeitergespräche und Zeugnisse)

Finanz- und Rechnungswesen
Organisation des Finanz- und Rechnungswesen der
Stiftung derart, dass diese ihre satzungsgemäßen Auf-
gaben unter Beachtung der Beschlüsse des Kuratori-
ums erfüllen kann durch:
1. Der Geschäftsführer ist berechtigt, die operativen

Geschäftsvorfälle der Stiftung bis zu einer Höhe
von EUR 5.000,00 und die durch das Kuratorium
genehmigten oder im Haushaltsplan berücksich-
tigten Vorgänge alleine durch schriftliche Anwei-
sungen an das beauftragte Zahlungswesen abwi-
ckeln lassen. Bei dringenden Geschäftsvorfällen
(z.B. Abwehr von Gefahren, Beseitigung von Bau-
schäden) sind Anweisungen in Abstimmung mit
dem Vorsitzenden auch über die Grenze von EUR
5.000,00 hinaus möglich. Die Kontendeckung ist
in allen Fällen zu berücksichtigen.

2. Sicherstellung eines von der Buchhaltung unab-
hängigen Zahlungswesens. Das Kassenwesen und
die bankmäßige Abwicklung von Zahlungsver-
pflichtungen sind unter Beachtung des Vieraugen-
prinzips durchzuführen;

3. Sicherstellung einer von der Buchhaltung und dem
Zahlungswesen unabhängigen Rechnungsprü-
fung;

4. Verwaltung, Bewertung und Weiterentwicklung
des Vermögens der Stiftung;

5. Prüfung und Vorlage des Jahresabschlusses (Bi-
lanz und Mittelverwendung) zur Verabschiedung /
Feststellung durch das Kuratorium;

6. Aufstellung der Haushaltsplanung und lfd. Verfol-
gung der Einzelpositionen;

7. Entwicklung besonderer Maßnahmen zur risiko-
abgesicherten Verbesserung des Stiftungsvermö-
gens;

8. Anlage von liquiden Vermögenswerten der Stif-
tung (Flüssige Mittel, Wertpapiere des Anlage-
und Umlaufvermögens) sind unter Berücksichti-
gung konservativer Grundsätze Ertrag bringend
anzulegen;

9. Stichprobenartige Prüfung der prozessbasierten
Abwicklung des Finanz- und Rechnungswesens
auf allen Ausführungsstufen zur Vermeidung eines
möglichen Organisationsverschuldens.

Nr. 21* – Bekanntmachung der
Neufassung der Geschäftsordnung für

den Verwaltungsrat des Palästina-
Instituts.

Vom 15. Mai 2021.

Aufgrund von § 6 Absatz 1 Nr. 4 der Satzung des
Deutschen Evangelischen Instituts für Altertumswis-
senschaften des Heiligen Landes vom 27. April 2012
(ABl. EKD S. 182) hat sich der Verwaltungsrat des
Palästina-Instituts auf seiner Sitzung am 8. Dezember
2020 die, vom Rat der EKD am 4. Dezember 2020
genehmigten, Geschäftsordnung mit sofortiger Wir-
kung beschlossen, deren Wortlaut nachstehend in der
Neufassung bekannt gemacht wird.
H a n n o v e r, den 15. Mai 2021

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Geschäftsordnung
für den Verwaltungsrat des Palästina-Instituts

§ 1
(1)  Dem Vorsitzenden des Verwaltungsrates liegen
die Einberufung und Leitung der Sitzungen des Ver-
waltungsrates sowie die laufende Geschäftsführung
ob. Er führt den Schriftwechsel im Namen des Ver-
waltungsrates und hat die Beschlüsse des Verwal-
tungsrates auszuführen, soweit dieser nichts anderes
bestimmt hat.
(2)  Er kann sich bei der Geschäftsführung der Beam-
ten, die im Dienste der Evangelischen Kirche in
Deutschland oder einer ihrer Gliedkirchen stehen und
vom Verwaltungsrat zu beauftragen sind, bedienen.

§ 2
Bei der Beschlussfassung des Verwaltungsrates steht
jedem Mitgliede eine Stimme zu. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.
Bei Wahlen entscheidet im Falle der Stimmengleich-
heit das Los.

§ 3
(1)  Die Beschlüsse werden entweder in der Sitzung
auf Grund mündlicher Beratung oder schriftlich ge-
fasst.
(2)  Zur Gültigkeit der Sitzungsbeschlüsse ist erfor-
derlich, dass mehr als die Hälfte der Mitglieder des
Verwaltungsrates nach vorgängiger ordnungsmäßiger
Einladung (vgl. § 4) an der Abstimmung teilgenom-
men hat.
(3)  Ein schriftlich gefasster Beschluss ist gültig, wenn
er sämtlichen Mitgliedern vorgelegen und die Mehr-
heit sich mit ihm einverstanden erklärt hat.
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§ 4
Alljährlich findet eine ordentliche Sitzung des Ver-
waltungsrates statt. Diese wird vom Vorsitzenden un-
ter Einhaltung einer Frist von mindestens drei Wochen
einberufen. Der Anwesenheit steht eine Zuschaltung
aller oder einzelner Mitglieder des Kuratoriums durch
Telefon oder Video gleich, sofern sie jeweils ihre
Identität nachweisen und ausdrücklich die Wahrung
der Verschwiegenheit zusichern.

§ 5
Die ordentliche Sitzung des Verwaltungsrates ist ins-
besondere bestimmt:
1. Zur Beratung des alljährlich vom Kursleiter über

den Kursus des abgelaufenen Jahres zu erstatten-
den Bericht.

2. Zur Beschlussfassung über die auszusendenden
Stipendiaten bzw. Gäste.

3. Zur Feststellung und Richtigsprechung der Jahres-
rechnung.

4. Zur Beschlussfassung über den Entwurf des Vor-
schlags.

§ 6
(1)  Jedem Mitgliede des Verwaltungsrates steht es
frei, zu der ordentlichen Sitzung Anträge einzubrin-
gen, die zur Beratung kommen müssen, wenn sie min-
destens 14 Tage vor der Sitzung dem Vorsitzenden
schriftlich vorgelegt worden sind.
(2)  Die Tagesordnung der Sitzung ist jedem Mitgliede
spätestens 1 Woche vor der Sitzung mitzuteilen.

§ 7
(1)  Über Angelegenheiten, die bis zur nächsten or-
dentlichen Sitzung nicht verschoben werden können,
wird in der Regel durch schriftliche Abstimmung be-
schlossen.
(2)  Kann eine unaufschiebbare Angelegenheit durch
schriftliche Abstimmung nicht erledigt werden, so
kann vom Vorsitzenden eine außerordentliche Sitzung
berufen werden. Die Berufung einer außerordentli-
chen Sitzung muss binnen 4 Wochen erfolgen, wenn
zwei Mitglieder sie unter schriftlicher Darlegung der
Gründe beantragen.

§ 8
(1)  Der vom Verwaltungsrat aufzustellende Voran-
schlag bildet die Grundlage der Verwaltung und Rech-
nungsführung.
(2)  Einnahmen und Ausgaben bedürfen der Anwei-
sung des Vorsitzenden bzw. der nach § 1 Absatz 2 zu
bestimmenden Beamten

§ 9
Der Kasse der Stiftung sind alle Einnahmen, insbe-
sondere auch Zuwendungen Dritter, zuzuführen.

§ 10
Die Bürogeschäfte werden von den gemäß § 1 Absatz
2 Beauftragten wahrgenommen. Sie können eine vom
Verwaltungsrat dafür festzusetzende Vergütung be-
ziehen.

§ 11
Die Kassen- und Rechnungsführung der Stiftung wird
von den gemäß § 1 Absatz 2 Beauftragten wahrge-
nommen.

§ 12
Die Jahresrechnung ist vom Verwaltungsrat zu prüfen
und nach Erledigung etwaiger Erinnerungen richtig zu
sprechen.

Nr. 22* – Berichtigung des
Kirchengesetzes zur Regelung der

Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen
und Pfarrer in der Evangelischen

Kirche in Deutschland (Pfarr-
dienstgesetz der EKD – PfDG.EKD).

Vom 15. Mai 2021.
Die Bekanntmachung der Neufassung des Kirchenge-
setzes zur Regelung der Dienstverhältnisse der Pfar-
rerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Pfarrdienstgesetz der EKD –
PfDG.EKD) vom 15. Februar 2021 (ABl. EKD S. 34)
ist wie folgt zu berichtigen:
1. In § 46a Satz 1 werden die Wörter „auf Grund“

durch das Wort „aufgrund“ ersetzt.
2. In § 61 Absatz 5 Satz 1 werden die letzten beiden

Halbsätze der Nummer 2 zugeordnet. Ausgerückt
beginnt der Satz 2 mit den Wörtern „Die Frist
nach ...“.

3. § 75 Absatz 4 wird wie folgt berichtigt:
a) In Satz 1 wird das Wort „Krankenfürsorge“

durch das Wort „Krankheitsfürsorge“ ersetzt.
b) In Satz 2 werden die Wörter „die Pfarrerin

oder der Pfarrer“ durch die Wörter „die Pfar-
rerinnen oder Pfarrer“ ersetzt.

4. In § 113 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Auf-
sicht führende“ durch das Wort „aufsichtführende“
ersetzt.

H a n n o v e r, den 15. Mai 2021

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident
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Nr. 23* – Berichtigung des
Kirchengesetzes über die Besoldung

und Versorgung der Pfarrerinnen und
Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen

und Kirchenbeamten in der
Evangelischen Kirche in Deutschland
(Besoldungs- und Versorgungsgesetz

der EKD – BVG-EKD).
Vom 15. Mai 2021.

Die Bekanntmachung der Neufassung des Kirchenge-
setzes über die Besoldung und Versorgung der Pfar-
rerinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen

und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Besoldungs- und Versorgungsgesetz der
EKD – BVG-EKD) vom 15. April 2021 (ABl. EKD
S. 101) ist wie folgt zu berichtigen:
In § 2 wird die Angabe „(4) – aufgehoben –“ gestri-
chen.
H a n n o v e r, den 15. Mai 2021

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

Nr. 24* – Beschluss über die Änderung
der Geschäftsordnungen der UEK.

Vom 25. März 2021.
Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland (Präsidium)
hat in seiner Sitzung am 25. März 2021 gemäß Artikel
9 Absatz 4 Satz 1 der Grundordnung der Union Evan-
gelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (GO.UEK) folgende Einzelmaßnahmen
beschlossen und legt sie der nächsten Tagung der
Vollkonferenz zur Bestätigung vor:
1. Die Geschäftsordnung für die Union Evangeli-

scher Kirchen in der EKD (GeschO.UEK) vom 18.
Oktober 2003, zuletzt geändert am 2. Juli 2020
(ABl. EKD S. 141), wird wie folgt geändert:
a) Dem § 4 werden folgende Sätze 3 und 4 ange-

fügt:
„Bei abweichender Art der Durchführung der
Tagung gelten die Regelungen dieser Ge-
schäftsordnung entsprechend. Das Präsidium
trifft in diesen Fällen Verfahrensregelungen,
die, soweit zur Durchführung der Tagung er-
forderlich, von den Regelungen dieser Ge-
schäftsordnung abweichen können, und legt
sie der Vollkonferenz zur Bestätigung vor.“

b) § 6 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2

eingefügt:
„(2) Im Fall einer anderen Art der Durch-
führung der Vollkonferenz ist sicherzu-
stellen, dass
a) die Mitglieder ihre Rechte uneinge-

schränkt wahrnehmen können, ein-
schließlich einer nach geltendem
Recht geheimen Stimmabgabe,

b) jedes teilnehmende Mitglied sein
Mandat für die gesamte Dauer der
Tagung wahrnimmt,

c) die Durchführung der Tagung auch
im Übrigen dem geltenden Recht und
der Geschäftsordnung entspricht,

d) die Öffentlichkeit der Tagung nach
Maßgabe der Geschäftsordnung zu-
mindest in Form einer gleichzeitigen
oder geringfügig zeitversetzten Bild-
und Tonübertragung gewährleistet ist
und

e) der Schutz des Persönlichkeitsrechts
und der Datenschutz beachtet wer-
den.“

bb) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
2. Das Präsidium nimmt gemäß Artikel 9 Absatz 5

Satz 2 GO.UEK folgende Änderung der Geschäfts-
ordnung für das Präsidium (GeschOPr) der Union
Evangelischer Kirchen in der EKD vom 18. Okto-
ber 2003, zuletzt geändert am 2. Juli 2020 (ABl.
EKD S. 141) vor:
Dem § 1 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„§ 4 Sätze 3 und 4 sowie § 6 Absatz 1 Satz 4 der
Geschäftsordnung für die Union Evangelischer
Kirchen in der EKD gelten entsprechend.“

3. Das Präsidium trifft gemäß § 4 Satz 4 der Ge-
schäftsordnung für die Union Evangelischer Kir-
chen in der EKD (GeschO.UEK) für den Fall der
Durchführung der Vollkonferenz durch gleichzei-
tige Bild- und Tonübertragung die in Anlage 11

aufgeführten Verfahrensregelungen und legt sie
der Vollkonferenz zur Bestätigung vor.

H a n n o v e r, den 25. März 2021

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dr. h.c. Christian S c h a d

1 Hier nicht abgedruckt.
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Nr. 25* – Beschluss über die
Spruchkammer für Lehrverfahren –

Inanspruchnahme der Spruchkammer
der EKBO.

Vom 25. März 2021.
Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland hat auf sei-
ner Sitzung am 25. März 2021 beschlossen:
Die Zuständigkeit der Spruchkammer bei Verfahren
gegen Amtsträger im unmittelbaren Dienst der Union
Evangelischer Kirchen in der EKD wird wie folgt ge-
regelt (gemäß § 32 Absatz 2 der Lehrbeanstandungs-
ordnung):
1. Für alle Amtsträger im unmittelbaren Dienst der

UEK findet das Verfahren vor derjenigen Spruch-
kammer statt, die für das Verfahren gegen Amts-
träger der Evangelischen Kirche Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz zuständig ist.

2. Die Bekenntnisbindung des Amtsträgers wird
durch eine Erklärung festgestellt, die er vor der
Ladung zum theologischen Lehrgespräch schrift-
lich abzugeben hat.

3. Diese Regelung gilt bis zum Ende der Wahlperiode
der 4. Vollkonferenz der UEK im Jahr 2027.

H a n n o v e r, den 25. März 2021

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dr. h.c. Christian S c h a d

Nr. 26* – Beschluss über das
Kirchenmusikgesetz – KiMuG.

Vom 25. März 2021.
Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland (Präsidium)
hat in seiner Sitzung am 25. März 2021 gemäß Arti-
kel 6 Absatz 5 Satz 3 der Grundordnung der Union
Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (GO.UEK) festgestellt:
Das Kirchengesetz über den kirchenmusikalischen
Dienst in der Evangelischen Kirche der Union (Kir-
chenmusikgesetz – KiMuG) vom 15. Juni 1996 (ABl.
EKD S. 387; 2003 S. 133) wurde für die Evangelische
Kirche im Rheinland (EKiR) gemäß Artikel 6 Ab-
satz 5 der Grundordnung der UEK mit Wirkung zum
1. Juni 2020 außer Kraft gesetzt. Gleichzeitig trat die
Richtlinie für die Ordnung der Kirchenmusiker-Kon-
vente vom 7. Juli 1959 der Evangelischen Kirche der
Union (ABl. EKD S. 207) außer Kraft.
H a n n o v e r, den 25. März 2021

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dr. h.c. Christian S c h a d

C. Aus den Gliedkirchen

––––––––––––––

D. Mitteilungen aus der Ökumene

Nr. 27 – Pfingstbotschaft 2021.
Eine Botschaft der Präsidentinnen und
Präsidenten des Ökumenischen Rates

der Kirchen.
Vom 5. Mai 2021.

Die Präsidentinnen und Präsidenten des Ökumeni-
schen Rates der Kirchen aus den verschiedenen Welt-
regionen grüßen die Gemeinschaft von Kirchen aus

aller Welt, die an Pfingsten alljährlich den Geburtstag
der Kirche feiern.
Und als der Pfingsttag gekommen war, waren sie alle
beieinander an einem Ort. Und es geschah plötzlich
ein Brausen vom Himmel wie von einem gewaltigen
Sturm und erfüllte das ganze Haus, in dem sie saßen.
Und es erschienen ihnen Zungen, zerteilt und wie von
Feuer, und setzten sich auf einen jeden von ihnen, und
sie wurden alle erfüllt von dem Heiligen Geist und
fingen an zu predigen in andern Sprachen, wie der
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Geist ihnen zu reden eingab. – Apostelgeschichte
2,1-4
Dieser biblische Bericht in der Apostelgeschichte be-
schreibt, wie sehr die Jünger Jesu mit jeder Faser ihres
Seins durch das Brausen vom Himmel wie von einem
gewaltigen Sturm und die Feuerzungen angeregt und
begeistert wurden. Sie fassten Mut, um aus dem Schat-
ten herauszutreten und eine Vision von Heil und Er-
lösung zu verkündigen. Und diese Vision war unge-
trübt von Zögern, Angst und Untätigkeit. Sie verhieß
einen neuen Himmel und eine neue Erde.
Aber ist diese Pfingstvision in den Jahrhunderten seit-
her enger oder kleiner geworden? Ist sie zu einem spi-
rituellen Erlebnis des oder der Einzelnen geworden?
Scheint die Vision von Pfingsten einen immer kleine-
ren Teil unserer Gedanken, unseres Geistes und unse-
res theologischen Terrains einzunehmen? Gehört sie
inzwischen ausschließlich jenen, die durch Wissen,
Ort oder Zeit eine privilegierte Stellung einnehmen?
„Lobe den Herrn, meine Seele! Herr, mein Gott, du
bist sehr groß; in Hoheit und Pracht bist du geklei-
det.“ (Psalm 104,1)
Lassen Sie uns anlässlich des diesjährigen Pfingstfes-
tes noch einmal genauer hinschauen. In der aktuellen
Zeit, der in der so viele Katastrophen aufeinandertref-
fen, wurde uns sehr deutlich offenbart, wie dringend
notwendig eine moralische und spirituelle Verbindung
der Menschen untereinander, mit der ganzen Schöp-
fung und mit dem Schöpfer selbst ist. Aber gleichzei-
tig hat die Vision von Pfingsten ihre Strahlkraft nicht
verloren. Sie macht das Evangelium für die ganze
Schöpfung lebendig: Wir können sie wahrnehmen
durch die heilenden Hände all jener, die sich um Men-
schen kümmern, die von der Pandemie geplagt und
betroffen sind. Wir können sie erkennen in dem
flammenden Engagement von Kirchengemeinden
weltweit für soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit
und für Klimagerechtigkeit. Wir spüren sie in dem
Drängen von Frauen, jungen Menschen und Seniorin-
nen und Senioren auf eine neue Erde, wie es der Pro-
phet Joel vorhergesagt hat.
Wenn die Notwendigkeit das ausschlaggebende Kri-
terium ist, ist jetzt der beste Moment für ein Brausen
vom Himmel wie von einem gewaltigen Sturm der
Erneuerung. Die Last einer von Angst geprägten Zu-
kunft ist eine Bedrohung für jedes noch so kleine Teil-
chen der Schöpfung. Wir brauchen die Hoffnung, die
in der pfingstlichen Vision von Leben und Liebe zum
Ausdruck kommt. Wie aber sollen wir zu einer Ge-

meinschaft von Kirchen werden, die befeuert ist von
der Liebe Gottes und vereint durch die Leidenschaft
für sein Volk und seine Schöpfung? Wo genau sollen
wir nach dieser pfingstlichen Hoffnung suchen, die
einen neuen Himmel und eine neue Erde hervorbringt?
In unserer Zeit wie zu allen Zeiten lädt Jesus uns ein,
ihm nachzufolgen zu dem bebenden Herzstück des
Pfingstfestes, das wir bei den Armen, den Gefangenen,
den Kranken, den Hungrigen und den schlecht Ge-
kleideten finden. Wir werden dort und in unserer Liebe
zueinander erkennen, dass „die Liebe Gottes ausge-
gossen [ist] in unsre Herzen durch den Heiligen Geist,
der uns gegeben ist“ (Röm 5,5) und dass damit die
Verheißung von Pfingsten erfüllt ist. Während wir also
unserem Erlöser dorthin folgen, lassen Sie uns erneut
die Verheißung des Heiligen Geistes vernehmen, die
uns erneuert und unsere Zeit und das Antlitz der Erde.
Wir beten:
Geist des Lichts, erleuchte unsere Sinne und unseren
Verstand,
Geist der Liebe, entfache das Feuer in unseren Her-
zen,
Geist des Lebens, gib unseren Gliedmaßen Kraft.
Göttlicher Geist, jetzt und immerdar, heile uns und
befreie uns, dass wir mit Leidenschaft und einer Auf-
gabe, die Verheißung von Pfingsten praktisch leben
können.
Lasst alle Kirchen gemeinsam sagen: „Amen!“

Die Präsidentinnen und Präsidenten
des Ökumenischen Rates der Kirchen:

Pastorin Prof. Dr. Sang Chang,
Presbyterianische Kirche in der Republik Korea

Erzbischof Emeritus Dr. Anders Wejryd,
Kirche von Schweden

Pastorin Gloria Nohemy Ulloa Alvarado,
Presbyterianische Kirche von Kolumbien

Erzbischof Mark MacDonald,
Anglikanische Kirche von Kanada
Pastorin Dr. Mele'ana Puloka,

Freie Wesleyanische Kirche von Tonga
Seine Heiligkeit Johannes X.,

Patriarch der Griechisch-Orthodoxen Kirche
von Antiochien und dem gesamten Morgenland

Seine Heiligkeit Karekin II.,
Oberster Patriarch und Katholikos aller Armenier

––––––––––––––
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E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––

F. Mitteilungen

––––––––––––––
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